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Kurzdarstellung: 

Digitale Plattformen nehmen als Vermittler von wirtschaftlichen Transaktionen eine immer bedeutendere 

Rolle ein. Neben Suchmaschinen wie Bing oder Google ko nnen auch soziale Netzwerke wie Facebook oder 

Twitter, Handelsplattformen wie Amazon oder eBay, Ünterhaltungsplattformen wie Spotify oder 

Vergleichsportale wie Skyscanner oder Trivago als digitale Plattformen verstanden werden. Insbesondere 

Plattformen der Sharing Economy, die zwischen Privatpersonen vermitteln, wachsen in den letzten Jahren 

rasant. Aufgrund der schnelllebigen Entwicklung und der damit wachsenden Herausforderung fu r 

bestehende Gescha ftsmodelle, wird in der o ffentlichen Debatte insbesondere die Regulierung digitaler 

Plattformen immer wieder kontrovers diskutiert. Am aktuellen Rand stehen hierbei in O sterreich Airbnb 

und Uber im Fokus.  

Dabei stiften Online-Plattformen vielseitigen Nutzen: Zum einen verringern sie sowohl fu r Anbieter als auch 

Nachfrager die Such- und Tauschkosten und erho hen die Transparenz am Markt. Zum anderen werden teils 

ungenutzte Ressourcen durch ein effizienteres Matching zwischen Anbietern und Nachfragern zur 

Verwendung gebracht. Damit erho hen digitale Gescha ftsmodelle die Wahlmo glichkeiten fu r Verbraucher, 

senken tendenziell die Preise bei gleicher oder besserer Qualita t, erho hen die abgesetzte Menge an 

Produkten und steigern somit das Einkommen und den Wohlstand einer Volkswirtschaft. 

Gleichzeitig treten neue Gescha ftsmodelle allerdings auch in Konkurrenz zu traditionellen Ünternehmen, 

was nicht selten den Ruf nach Regulierung auslo st. Üm die Wohlstandsgewinne der Digitalisierung zu 

realisieren, sollte der Staat fu r einen fairen Wettbewerb mit gleichen Startbedingungen sowohl fu r 

traditionelle als auch neue Gescha ftsmodelle sorgen. Üm die Wahlmo glichkeiten der KonsumentInnen nicht 

unno tig einzuschra nken, sollte dabei gerade in Zeiten technischen Fortschritts und Digitalisierung immer 

wieder u berpru ft werden, welche bestehenden Regularien noch notwendig sind und welche gelockert 

werden ko nnen. So ko nnte in der Ausbildung zum Taxifahrer zum Beispiel auf die Pru fung detaillierter 

Kenntnisse des Straßennetzes verzichtet und stattdessen die Kompetenz im Ümgang mit 

Navigationssystemen abgepru ft werden. Auch verhindert in diesem Bereich die ju ngst beschlossene 

Ausweitung der direkten Preisregulierung auf Mietwagen gu nstigere Preise fu r die Fahrga ste und eine 

bessere Auslastung.  

Grundsa tzlich erscheint eine unreflektierte Ausdehnung bestehender Regularien auf neue 

Gescha ftsmodelle ebenso wenig sinnvoll wie eine vollsta ndige Liberalisierung ohne dabei relevante Aspekte 

z.B. der Sicherheit oder des Verbraucherschutzes zu beru cksichtigen. Als Maxime zielfu hrender Regulierung 

sollte keine bestimmte Gruppe von Ünternehmen – nicht die traditionellen, aber auch nicht die neuen, 

digitalen – von der Politik vorzugsweise geschu tzt, sondern die wettbewerblichen Rahmenbedingungen im 

Sinne der Verbraucher und des Wohlstands der gesamten Volkswirtschaft ausgestaltet werden.  
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1. Hintergrund und Motivation 

Digitale Plattformen nehmen als Vermittler von wirtschaftlichen Transaktionen eine immer 

bedeutendere Rolle ein. Eine verbindende Eigenschaft von digitalen Plattformen ist die Rolle als 

Vermittler zwischen Anbietenden und Nachfragenden nach Gu tern, Dienstleistungen und 

Informationen. Neben Suchmaschinen wie Bing oder Google ko nnen auch soziale Netzwerke wie 

Facebook oder Twitter, Handelsplattformen wie Amazon oder eBay, Ünterhaltungsplattformen wie 

Spotify oder Vergleichsplattformen wie Skyscanner oder Trivago als digitale Plattformen verstanden 

werden. 

Insbesondere Plattformen der Sharing Economy, die zwischen Privatpersonen vermitteln, wachsen 

in den letzten und kommenden Jahren rasant. Aufgrund der schnelllebigen Entwicklung solcher 

Plattformen und der damit sta ndig wachsenden Herausforderung fu r bestehende Gescha ftsmodelle, 

wird in der o ffentlichen Debatte insbesondere die Regulierung digitaler Plattformen immer wieder 

kontrovers diskutiert. Am aktuellen Rand stehen hierbei in O sterreich Airbnb und Uber im Fokus.  

So erfreut sich im Tourismusbereich Airbnb steigender Beliebtheit bei Anbietern von 

Ü bernachtungsmo glichkeiten und ihren Ga sten. Das fordert das traditionelle Hotelgewerbe 

zunehmend heraus. Im Jahr 2018 u bernachtet O sterreich in 1,1 Mio. Ga ste in einer auf Airbnb 

angebotenen Ünterkunft. Das sind 2,5 Prozent aller Ü bernachtungsga ste in O sterreich. Allein mit den 

Konsumausgaben der Airbnb-Ga ste war im Jahr 2018 eine Wertscho pfung von 390 Mio. Euro 

verbunden, von denen rund 55 Mio. Euro auf zusa tzliche Ga ste zuru ckzufu hren sind (vgl. 

Schwarzbauer, Koch & Thomas, 2019). Die aktuelle Debatte dreht sich insbesondere um die von 

Vermietenden zu zahlende Ortstaxe sowie Haftungen der Plattformen fu r nicht abgefu hrte Steuern 

und Abgaben. Aktuell ist fu r die Beho rden schwer nachvollziehbar, ob eine Person, die u ber Airbnb 

eine Wohnung vermietet, die rechtma ßigen Steuern und Abgaben zahlt. Der Tiroler Landtag hat aus 

diesem Grund zuletzt eine Registrierungspflicht fu r Airbnb-Vermieter beschlossen1, wa hrend eine 

derartige Regelung in Wien noch diskutiert wird2. Auf Bundesebene wurde im Rahmen der 

Digitalsteuer vom Nationalrat beschlossen, dass Vermittlungsplattformen wie Airbnb fu r nicht 

bezahlte Steuern der Anbieter haften sollen3. 

Uber wiederum stellt mit einer Plattform zur Vermittlung zwischen Anbietern von Fahrgelegenheiten 

und KundInnen das traditionelle Taxigewerbe vor Herausforderungen. Im Gegensatz zum stark 

                                                                    

1 tirol.orf.at/stories/3003085/ 
2 derstandard.at/story/2000105729473/stadt-wien-bleibt-gegenueber-airbnb-hart-keine-weiteren-gespraeche 
3 www.bmf.gv.at/aktuelles/Digitalsteuerpaket_Broschu_re.pdf?6wz9zq 

 

https://tirol.orf.at/stories/3003085/
https://www.derstandard.at/story/2000105729473/stadt-wien-bleibt-gegenueber-airbnb-hart-keine-weiteren-gespraeche
http://www.bmf.gv.at/aktuelles/Digitalsteuerpaket_Broschu_re.pdf?6wz9zq
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reglementierten Taxigewerbe, in dem der Preis vorgegeben ist und Fahrer Konzessionen besitzen 

mu ssen, ko nnen z.B. Mietwagenfahrer den Preis frei festlegen. Ein aktueller Beschluss des 

o sterreichischen Nationalrats verbindet nun diese beiden Gewerbe und unterwirft damit auch 

Mietwagenfirmen den Reglementierungen des Taxigewerbes.4  

Vor dem Hintergrund der o ffentlichen Debatte stellt die vorliegende Policy Note in Kapitel 2 den 

o konomischen Nutzen dar, den digitale Plattformen wie Airbnb und Uber kreieren. In Kapitel 3 wird 

der Aspekt der Regulierung neuer, digitaler Gescha ftsmodelle beleuchtet. 

2. Nutzen digitaler Plattformen 

Generell ko nnen drei Arten digitaler Plattformen unterschieden werden:  

1. Business-to-Business-Plattformen (B2B): verbinden Ünternehmen mit Ünternehmen  

2. Business-to-Consumer-Plattformen (B2C): verbinden kommerzielle Anbieter von Gu tern 

und Dienstleistungen mit EndverbraucherInnen 

3. Peer-to-Peer-Plattformen (P2P): verbinden EndverbraucherInnen/Private miteinander  

Zwischen B2C-Plattformen und P2P-Plattformen bestehen oftmals Abgrenzungsschwierigkeiten, da 

erstere auch fu r Privatverka ufe bzw. das Anbieten privater Dienste genutzt werden ko nnen. So bieten 

z.B. Ünternehmen ihre Produkte auch u ber den Online-Marktplatz ebay an, der vom Charakter her 

eher eine P2P-Plattform ist. Andererseits ko nnen auch gebrauchte Gu ter u ber Amazon gehandelt 

werden, das eigentlich eine B2C-Plattform ist. Airbnb wiederum ist vorranging eine P2P-Plattform, 

obwohl u.a. auch Hotels oder Pensionen als traditionelle Anbieter von Ü bernachtungsmo glichkeiten 

Ünterku nfte auf Airbnb anbieten.  

Aus o konomischer Perspektive ist der Nutzen von digitalen Plattformen vielfa ltig. Durch digitale 

Plattformen reduzieren sich die Such- und Tauschkosten (Convenience) fu r KonsumentInnen. So 

ist es leichter, mo gliche Anbieter von gewu nschten Dienstleistungen zu identifizieren, zu 

kontaktieren und zu bezahlen, was zu einer Zeitersparnis fu hrt. Die gewonnene Zeit kann wiederum 

fu r produktivere oder angenehmere Zwecke genutzt werden, wodurch der Nutzen der 

KonsumentInnen steigt. So wird es durch Flohmarkt-Apps deutlich einfacher, gewu nschte Artikel zu 

finden und zu kaufen als auf einem physischen Flohmarkt. Durch Carsharing-Plattformen wiederum 

wird es deutlich einfacher, Autos gemeinsam zu nutzen. Nachfragenden wird es erleichtert, ein 

passendes Angebot zu finden, aber auch fu r AnbieterInnen ist es u ber digitale Plattformen einfacher, 

schneller und effizienter, Produkte und Dienstleistungen anzubieten. Dies trifft auch fu r das Anbieten 

und Finden von Ünterku nften fu r Ü bernachtungsga ste wie z.B. auf Airbnb zu. Damit ko nnen z.B. die 

                                                                    

4 www.wienerzeitung.at/nachrichten/politik/oesterreich/2016915-Nationalrat-beschliesst-Lex-Über.html 

http://www.wienerzeitung.at/nachrichten/politik/oesterreich/2016915-Nationalrat-beschliesst-Lex-Uber.html
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Zahl der Ü bernachtungen, das Einkommen der Anbieter sowie der Wohlstand der Volkswirtschaft 

gesteigert werden. 

Daru ber hinaus ko nnen digitale Plattformen die Transparenz am entsprechenden Markt erho hen. 

Aus Sicht der KonsumentInnen wird es einfacher, Preise von Anbietern schnell zu vergleichen. 

Dadurch wird der Preis als zentrales Instrument einer Marktwirtschaft in seiner Wirkung als 

Knappheitsindikator gesta rkt. Dies erho ht die Effizienz der Allokation von knappen Ressourcen und 

steigert somit den Nutzen und die Produktionsmo glichkeiten in einer Volkswirtschaft, was 

letztendlich auch die Einkommen und den Wohlstand erho ht.  

Ein weiterer Nutzen von digitalen Plattformen ist, dass ungenutzte Ressourcen besser in 

Verwendung gebracht werden. So kann die Nutzung von Konsumgu tern, aber auch von Fahrzeugen 

oder Immobilien, die ansonsten leerstehen wu rden, verbessert und deren Auslastung erho ht werden. 

Eine ho here Auslastung bestehender Ressourcen wiederum erho ht letztendlich auch die 

Produktionsmo glichkeiten einer Volkswirtschaft, damit das mit den vorhandenen Ressourcen 

erzielbare Einkommen. Die bessere Ressourcennutzung kann sich zudem auch umweltschu tzend 

auswirken. Eine sta rkere Verbreitung des Online-Handels wiederum kann den Individualverkehr 

gerade in die Innensta dte verringern und zugleich den Lieferverkehr in die Wohngegenden 

versta rken. Auch diese Ümweltaspekte mu ssen mit bedacht werden. 

Nutzen entsteht auf Online-Plattformen zudem durch direkte und indirekte Netzwerkeffekte. 

Direkte Netzwerkeffekte beschreiben die positive Wirkung durch eine ho here Anzahl an Nutzern. 

Dies trifft insbesondere auf Kommunikationsnetzwerke wie Twitter oder Whatsapp zu. Indirekte 

Netzwerkeffekte sind erst mittelbar spu rbar. Durch mehr Ka ufer (z.B. Mieter auf Airbnb) wird es fu r 

potentielle Anbietende attraktiver, ihre Wohnung anzubieten. Das erho hte Angebot stiftet dabei 

wiederum Nutzen auf Ka uferseite (vgl. Haucap & Heimeshoff, 2017).  

Daru ber hinaus ko nnen digitale Plattformen die Sicherheit bei Transaktionen erho hen. Speziell im 

P2P-Bereich schaffen Plattformen Vertrauen, das ohne die Plattformen allenfalls wesentlich 

schwieriger gebildet werden ko nnte. Durch gegenseitige Bewertungen von Ka uferInnen und 

Verka uferInnen, die fu r zuku nftige KundInnen transparent zuga nglich gemacht werden, wird 

Vertrauen aufgebaut und Transaktionssicherheit geschaffen, die auf analogem Weg nur schwer 

mo glich ist. Dies ist insbesondere bei Transaktionen zwischen Privaten von Bedeutung, wie Cabral 

und Horatcsu (2004) fu r ebay zeigen. Auch weitere empirische Studien (Wiencierz & Ro ttger, 2017) 

weisen darauf hin, dass insbesondere Reputationsmechanismen wie Nutzerbewertungen und 

Nutzerkommentare starke Vertrauensfaktoren auf digitalen Plattformen darstellen. Dabei wird den 

Bewertungen der Nutzer mehr Bedeutung beigemessen als einem vollsta ndigen Profil des 

Anbietenden oder einer koha renten Beschreibung des angebotenen Objekts. Nichtsdestotrotz ist die 

Sicherheit bei Transaktionen zwischen Privaten nach wie vor eine der gro ßten Bedenken von 



4 – Digitale Plattformen und ihre Regulierung 

 

KonsumentInnen in O sterreich bei digitalen Plattformen. Ein Drittel der Befragten sieht dies als 

Nachteil digitaler Plattformen (PwC, 2018). Das unterstreicht die Bedeutung von funktionierenden 

und verla sslichen Reputationsmechanismen. 

Allerdings finden sich in der wissenschaftlichen Literatur auch Hinweise, dass weit verbreitete 

Reputationsmechanismen, in denen eine Partei eine Bewertung abgibt, auf die die jeweils andere 

Partei antworten kann, deutlich verzerrt sind. So veranschaulichen Nosko und Tadelis (2015) auf 

Basis von Daten der Plattform ebay, dass beinahe alle Bewertungen sehr positiv ausfielen. Da aber 

deutlich mehr Beschwerden im Kundencenter von ebay eingetroffen sind als negative Bewertungen 

online abgegeben wurden, ziehen Nosko und Tadelis (2015) den Schluss, dass negative Erfahrungen 

ha ufig nicht in Form von Bewertungen geteilt werden. Insbesondere bei Reputationsmechanismen, 

in denen sich Ka ufer und Verka ufer gegenseitig bewerten ko nnen, ist dies auf die Angst vor 

vergeltendem Feedback zuru ckzufu hren. Eine Mo glichkeit, dies zu umgehen, ist ein 

Reputationsmechanismus, bei dem die gegenseitigen Bewertungen erst nach Abgabe beider 

Bewertungen o ffentlich sichtbar gemacht werden. Experimente zeigen, dass der Informationsgehalt 

solcher Verfahren, die u.a. bei Airbnb eingesetzt werden, deutlich ho her ist (Bolton et al., 2013).  

Geringere Such- und Tauschkosten, eine ho here Marktransparenz, ein gro ßerer Nutzen fu r 

ProduzentInnen und KonsumentInnen von Waren und Dienstleistungen, eine bessere Nutzung 

bestehender Gu ter sowie eine ho here Transaktionssicherheit erho hen tendenziell die Nachfrage in 

einer Volkswirtschaft, die auf Basis eines funktionierenden Marktmechanismus auf ein gro ßeres 

Angebot trifft. Somit steigen die Anzahl der Transaktionen und die erzielbaren Einkommen. Der 

zentrale Mechanismus hierfu r ist der Wettbewerb. So fu hren digitale Plattformen regelma ßig dazu, 

dass die im Markt etablierten Anbietenden mit neuen DienstleisterInnen bzw. HerstellerInnen von 

Produkten in Konkurrenz treten mu ssen. Dies bewirkt, dass die etablierten Anbietenden die Qualita t 

ihrer Produkte entsprechend verbessern mu ssen, um einen ho heren Preis zu rechtfertigen oder die 

Preise senken mu ssen, um wettbewerbsfa hig zu bleiben. In beiden Fa llen erho ht sich die Wohlfahrt 

der Nachfrageseite in diesem Markt, die von einem geringeren Preis und/oder höherer Qualität 

profitiert. So kommt es seit dem erfolgreichen Auftreten von Online-Plattformen (B2C oder P2P) zu 

einem sta rkeren Wettbewerb im stationa ren Einzelhandel oder bei etablierten Anbietenden im 

Dienstleistungsbereich im Allgemeinen. Das la sst  darauf schließen, dass die Markteintrittsbarrieren 

vormals hoch waren und die etablierten Anbietenden erho hte Preise zu Lasten der KonsumentInnen 

verrechnen konnten. So wird der Preisvorteil von digitalen Plattformen von den o sterreichischen 

KonsumentInnen als der bedeutendste Vorteil gegenu ber klassischen Angeboten genannt. 54 Prozent 

der Befragten sehen einen Preis-Leistungsvorteil (PwC, 2018). 

Es ist jedoch auf den ersten Blick nicht immer klar, ob es sich lediglich um einen Strukturwandel im 

Sinne der Verlagerung vormals nur stationa r verfu gbarer Produkte und Dienstleistungen hin zu 

Online-Plattformen handelt (Substitution) oder ob die Nachfrage, die online geta tigt wird, nicht 
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zumindest zum Teil zusa tzlich stattfindet (Komplementarität). So ko nnen stationa re Anbietende 

zusa tzlich auf B2C-Plattformen anbieten und diese als weitere Vertriebskana le nutzen. Außerdem 

ko nnen insbesondere kleine und mittlere Ünternehmen (KMÜs) durch P2P- oder B2C-Plattformen 

Kosten der Marktbearbeitung einsparen und mit geringeren Kosten breitere AbnehmerInnenkreise 

ansprechen (Thelle et al., 2015). Ünter Ümsta nden rechnen sich gewisse Gescha ftsmodelle auch erst 

durch die Verfu gbarkeit von Online-Plattformen. Nachfrageseitig ist es ebenfalls nicht immer klar, ob 

Abnehmende von Dienstleistungen und Konsumgu tern nur online statt stationa re Angebote in 

Anspruch nehmen oder tatsa chlich insgesamt mehr nachfragen. So werden KundInnen durch 

Plattformen mitunter erst animiert, Dienstleistungen oder Konsumgu ter in Anspruch zu nehmen, die 

sie stationa r nicht nachgefragt ha tten. Zudem ko nnen u ber P2P-Plattformen mitunter neue 

Gescha ftsfelder entstehen oder z.B. die Qualita t der Dienstleistungen durch einen (einfacheren) 

Wechsel der DienstleisterInnen ohne finanziellen Mehraufwand verbessert werden. Insofern besteht 

zumindest teilweise eine Komplementarität zwischen Online-Plattformen und stationa ren 

Ma rkten. Die Bedeutung der Komplementarita t ist allerdings von Markt zu Markt unterschiedlich.  

Insgesamt bieten Online-Plattformen die Mo glichkeit niedrigerer Such- und Tauschkosten, ho herer 

Transparenz und „Convenience“ sowie niedrigere Preise aufgrund des intensiveren Wettbewerbs.  

Werden funktionierende Bewertungsmechanismen implementiert, wird zudem das Vertrauen 

gesta rkt. Somit finden auch Transaktionen statt, die ohne Bestehen der Online-Plattformen nicht 

zustande gekommen wa ren. Davon profitieren Ka uferInnen aufgrund niedrigerer Preise und mehr 

Wahlmo glichkeiten, wa hrend Anbietende von mehr Verka ufen profitieren. (vgl. Haucap und Kehder, 

2018).  

So zeigen Haucap et al. (2017), dass allein durch Preiseffekte u ber die Plattform Uber in Hamburg ein 

Vorteil fu r die KonsumentInnen in Ho he von bis zu 25 Mio. Euro pro Jahr erreicht wird. Der Vorteil 

entsteht dabei nicht aufgrund von Einsparungen durch das Ümgehen von Regulierungen, sondern 

durch die erho hte Auslastung: Wa hrend ein Taxi in Hamburg nur 28 Prozent der Zeit ausgelastet ist, 

liegt die Auslastung bei Uber-Fahrzeugen bei rund 60 Prozent. Daru ber hinaus sind positive 

Wohlfahrtseffekte u.a. durch einen erho hten Qualita tswettbewerb dank funktionierender 

Bewertungssysteme und eine bessere Produktdifferenzierung zu erwarten.  

Auch die Vermietung u ber Airbnb tra gt zu einer ho heren Wertscho pfung bei: So waren allein die 

Konsumausgaben der Airbnb-Ga ste in O sterreich im Jahr 2018 mit einer Wertscho pfung von 390 Mio. 

Euro verbunden, von denen rund 55 Mio. Euro auf zusa tzliche Ga ste zuru ckzufu hren waren. 

Insgesamt fallen die wirtschaftlichen Effekte durch Airbnb wesentlich ho her aus, denn u ber die 

Konsumausgaben der Ga ste hinaus entstehen Einnahmen der Anbieter von 

Ü bernachtungsunterku nften, die ebenfalls zu mehr Konsummo glichkeiten und damit verbundener 

Wertscho pfung fu hren (vgl. Schwarzbauer, Koch & Thomas, 2018). 
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Die individuellen Motive fu r die Nutzung von digitalen Plattformen sind aber nicht ausschließlich 

o konomischer, sondern ko nnen auch o kologischer oder sozialer Natur sein. So untersuchen Bardhi 

und Eckhardt (2012) die Motive von NutzerInnen der Carsharing Plattform Zip-Car und finden vor 

allem o konomische Motive fu r die Teilnahme an dieser B2C-Plattform. A hnliche Ergebnisse 

dokumentieren Bellotti et al. (2015), die eine gro ßere Anzahl von P2P-Plattformen analysieren. 

Botsman und Rogers (2011) sowie Gansky (2010) betonen wiederum vor allem o kologische Motive 

fu r die Teilnahme an Plattformen. In einer Studie u ber ÜS-amerikanische Reisende, die P2P-

Ünterkunftsplattformen nutzen, findet Tussyadiah (2015) zudem vorwiegend soziale Motive fu r die 

Teilnahme. So kann beispielsweise ein Grund fu r „Accomodation Sharing“ sein, sozialen Kontakt mit 

den Gastgebenden zu erhalten. Bo cker und Meelen (2016) wiederum zeigen in einer in Amsterdam 

durchgefu hrten Studie, dass sich Motive nach gesellschaftlicher Gruppe, nach Anbietenden, 

Nutzenden und nach dem Objekt (Car Sharing, Ride Sharing, Accomodation Sharing etc.) 

unterscheiden. Demnach ist Accomodation Sharing vorwiegend o konomisch motiviert, wa hrend fu r 

Car/Ride Sharing vor allem o kologische Motive, wie die Reduktion der CO2-Emissionen, angefu hrt 

werden. Fu r ju ngere Menschen mit niedrigem Einkommen spielen wiederum o konomische Motive 

eine sta rkere Rolle. Außerdem du rfte das Teilen von Gu tern auf der Nachfrageseite eher o konomisch 

motiviert sein als auf der Angebotsseite. 

3. Ökonomische Überlegungen zur Regulierung  

Technischer Fortschritt im Allgemeinen und die zunehmende Digitalisierung im Speziellen sind mit 

Innovationsprozessen verbunden, die bestehende Produkte und Gescha ftsmodelle unter Druck 

setzen und ablo sen ko nnen. Schumpeter (1987[1934]) fasste dies unter dem Begriff der 

„scho pferischen Zersto rung“ zusammen: Durch eine Innovation erlangt ein Ünternehmen eine 

Alleinstellung am Markt, die es ihm erlaubt, einen relativ hohen Preis zu verlangen und 

entsprechende Profite zu generieren. Diese Profite regen dann andere Anbieter an, zu imitieren, 

sodass u ber den Wettbewerb die Preise und Profite sinken bis eine neue Innovation wieder fu r die 

Alleinstellung eines Ünternehmens sorgt. Ma rkte unterliegen demnach einem sta ndigen Wandel, bei 

dem alte Gu ter und Produktionsverfahren sta ndig durch neue ersetzt werden, alte Strukturen somit 

„zersto rt“ und neue geschaffen werden. 

Allerdings weist Carlsson (2004) darauf hin, dass durch technischen Fortschritt bestehende 

Gescha ftsmodelle nicht notwendigerweise vollsta ndig abgelo st werden. Technischer Fortschritt kann 

auch dazu fu hren, dass (1) traditionelle Gescha ftsmodelle ihre Produktivita t erho hen, (2) 

traditionelle Ünternehmen sich an die neuen Rahmenbedingungen anpassen, oder (3) vollkommen 

neue, noch unbekannte Gescha ftsfelder entstehen. Zudem senkt technischer Fortschritt (4) die 

Transaktionskosten, wodurch intensiverer Wettbewerb und Preissenkungen ermo glicht werden.      
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Der technische Fortschritt und die zunehmende Digitalisierung fordern auch die Politik. So ist es 

Aufgabe des Gesetzgebers, die wettbewerbsrechtlichen Rahmenbedingungen festzulegen. Dabei 

besteht zum einen bei digitalen Plattformen mit direkten und indirekten Netzwerkeffekten eine 

erho hte Wahrscheinlichkeit einer Monopolbildung, da die Netzwerkeffekte eine 

Markteintrittsbarriere fu r potenzielle Wettbewerber darstellen ko nnen (Feld et al., 2016; Haucap, 

2019). Zum anderen kann es durch die Digitalisierung zu einem intensiveren Wettbewerb zwischen 

traditionellen und insbesondere zwischen traditionellen und neuen Ünternehmen kommen (Levin, 

2011). Beides bedingt, dass vor allem der Aspekt der wettbewerbsrechtlichen Rahmenbedingungen5 

im Zentrum der o ffentlichen Debatte steht. 

Auf europa ischer Ebene wurde als Reaktion auf die zunehmende Digitalisierung 2015 das Ziel des 

digitalen Binnenmarktes (Digital Single Market, DSM) formuliert. Die Intention hinter dem DSM ist 

insbesondere die Schaffung wirtschaftlicher Rahmenbedingungen, mit denen Innovationen im 

digitalen Bereich gefo rdert und die dadurch entstehenden Wohlstandschancen fu r die Bevo lkerung 

genutzt werden. Ein Teil der Strategie betrifft explizit Online-Plattformen (Europa ische Kommission, 

2016a).  

Im Vorfeld hat die Europa ische Kommission (2016b) eine Ümfrage unter EÜ-Bu rgerInnen zu Online-

Plattformen durchgefu hrt. Dem durchwegs positiven Bild und der Anerkennung fu r positive Effekte 

standen insbesondere Transparenzbedenken gegenu ber. Die Befragten bema ngelten die fehlende 

Transparenz in der Datenverarbeitung, die mittlerweile durch die beschlossene Datenschutz-

Grundverordnung (DSGVO) gewa hrleistet werden soll. Ein weiterer Aspekt war die fehlende 

Transparenz in Hinblick auf die Preisbildung und die Gescha ftsbedingungen.  

Auf Basis der Ümfrageergebnisse gab die Europa ische Kommission (2016a) Empfehlungen fu r eine 

„ausgewogene“ Regulierung im Bereich der Online-Plattformen ab. Sie betont dabei, dass nationale 

Reglementierungen im Bereich von Online-Plattformen zu „Rechtsunsicherheit bei 

Wirtschaftsakteuren“ fu hren ko nnen. Vielmehr sollte die Regulierung von digitalen Plattformen 

europa isch gedacht werden, um die Verfu gbarkeit digitaler Dienste nicht einzuschra nken. Zudem 

betont die Kommission, dass Online-Plattformen den bestehenden Regularien ebenso unterworfen 

sind wie traditionelle Gescha ftsmodelle und ihre Einhaltung sowohl auf nationaler als auch 

supranationaler Ebene eingefordert werden soll, sodass lauterer Wettbewerb ermo glicht wird.  

                                                                    

5 Die wettbewerbsrechtlichen Rahmenbedingungen sind dabei weit zu fassen: Hierzu za hlt zum einen die direkte 

Preisregulierung durch den Gesetzgeber. Zum anderen mu ssen auch weitere Regulierungen in den Blick genommen werden, 

die als Markteintrittsbarrieren fu r neue Wettbewerber wirken ko nnen. Hierbei gilt es, Regulierungen z.B. in den Bereichen 

Datenschutz, Arbeitnehmerschutz, Verbraucherschutz oder Sicherheitsstandards so auszugestalten, dass die berechtigten 

Schutzinteressen gewa hrleistet werden, ohne die etablierte Anbieter zum Nachteil neuer Wettbewerber zu bevorzugen. 
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Den europa ischen bzw. globalen Aspekt der Regulierung von Online-Plattformen heben auch die 

OECD (2019) sowie Martens (2016) hervor. Die in China und dem Rest von Asien florierenden 

digitalen Plattformen (z.B. AliExpress) werden zeitnah den globalen Markt ins Auge fassen. Nachdem 

diese auf dem chinesischen Markt viel Erfahrung sammeln, werden sie nach Einscha tzung der OECD 

in Europa und dem Rest der Welt bestehende Gewerbe sowie Online-Plattformen ernsthaft 

herausfordern. Da sich dabei Chinas Zugang zu Datenschutz und Privatspha re durchaus stark vom 

europa ischen Zugang unterscheidet, werden sich hier weitere Herausforderungen fu r die 

Regulierung ergeben.  

In O sterreich wurde zuletzt insbesondere die Regulierung von Airbnb und Uber diskutiert. Im Falle 

von Uber fu hrt die ju ngst beschlossene Zusammenfu hrung des Taxi- und Mietwagengewerbes zu 

einer deutlich sta rkeren Regulierung zugunsten des Taxigewerbes und zuungunsten der Uber-

KundInnen, die nun einen ho heren Preis bezahlen mu ssen. Das prinzipielle Ziel einheitlicher 

Wettbewerbsbedingungen ist mit der Neuregelung zwar erreicht, allerdings zum hohen Preis des 

Schadens der Uber-KundInnen. Zumal das Ziel ebenso ha tte erreicht werden ko nnen, indem 

bestehende Anbieter, in diesem Fall Taxibetreiber, weniger Regularien unterworfen worden wa ren.  

Dabei erscheint eine vollsta ndige Liberalisierung auf allen Dimensionen, insbesondere bei den 

Sicherheitsstandards oder der Ausbildung der FahrerInnen, ebenso wenig zielfu hrend wie eine 

simple Ausweitung der auf traditionelle Gescha ftsmodelle zugeschnittenen Richtlinien auf digitale 

Ünternehmen (vgl. Schwalbe, 2014). Bestehende Regularien sollten vielmehr vor dem Hintergrund 

des technischen Fortschritts und einer sich sta ndig vera ndernden, digitalen Welt immer wieder auf 

ihre Notwendigkeit hin u berpru ft werden. Beispielsweise ko nnte in der Ausbildung zum Taxifahrer 

zum Beispiel auf die Pru fung detaillierter Kenntnisse des Straßennetzes verzichtet und stattdessen 

die Kompetenz im Ümgang mit Navigationssystemen abgepru ft werden (vgl. Peltz, 2014).  

Die nun beschlossene Ausweitung der direkten Preisregulierung im Personenbefo rderungsgewerbe 

wird zu niedrigerem Innovationsdruck fu hren. Dies geht schließlich zu Lasten der KonsumentInnen. 

Eine weniger restriktivere Preisregulierung wu rde hingegen den Innovationsdruck erho hen und 

schließlich den KonsumentInnen in Form von ho herer Qualita t und/oder niedrigeren Preisen 

zugutekommen.   

Im Zusammenhang mit Airbnb wurde zuletzt in Tirol eine Registrierungspflicht fu r VermieterInnen 

beschlossen. Eine a hnliche Regelung wird bis dato in Wien diskutiert. Zudem sollen mit dem 

Digitalsteuerpaket, das 2020 in O sterreich in Kraft treten soll, Online-Plattformen wie Airbnb fu r 

nicht bezahlte Steuern und Abgaben der AnbieterInnen in die Haftung genommen werden.  Im Sinne 

eines von der Europa ischen Kommission empfohlenen lauteren Wettbewerbs ist die rechtma ßige 

Abfu hrung sa mtlicher Steuern und Abgaben seitens der AnbieterInnen unerla sslich. Allerdings stellt 
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sich die Frage, ob der Gesetzgeber mit Haftungsu bertragung von dem Steuerpflichtigen auf den 

Plattformbetreiber nicht u ber das Ziel hinausschießt.  

Üm die Wohlstandgewinne der Digitalisierung im Sinne der Verbraucher zu realisieren, sollte auch in 

diesem Bereich eine Regulierung mit Maß erfolgen.  

Zudem wird in der o ffentlichen Debatte diskutiert, wie Ünternehmen wie Amazon oder Google selbst 

zur Zahlung von mehr Ünternehmenssteuern in O sterreich gebracht werden ko nnen. Dies ist 

allerdings eine Frage der internationalen Konzernbesteuerung und nicht zu verwechseln mit den 

spezifischen Fragen digitaler Plattformen oder der Sharing Economy. Den  Ünterschied verdeutlicht 

auch das Beispiel Starbucks, das in ju ngerer Vergangenheit immer wieder gerne fu r geringen 

Steuerzahlungen vor Ort kritisiert wurde, aber ein ganz und analoges Gescha ftsmodell verfolgt: 

Kaffee.6 

4. Schlussfolgerungen 

Digitale Plattformen und insbesondere P2P-Plattformen haben in den letzten Jahren rasant an 

Bedeutung gewonnen. Die Vorteile solcher Plattformen sind weitreichend: Sie reduzieren nicht nur 

die Such- und Transaktionskosten, sondern bringen zudem nicht genutzte Ressourcen in 

Verwendung und erho hen zudem die Markttransparenz. KonsumentInnen profitieren dabei durch 

eine Fu lle an neuen Wahlmo glichkeiten zu einem besseren Preis-Leistungs-Verha ltnis. Dies erho ht 

schließlich den Wohlstand einer Volkswirtschaft. 

Üm die Wohlstandsgewinne der Digitalisierung zu realisieren, sollte der Staat fu r einen fairen 

Wettbewerb mit gleichen Startbedingungen sowohl fu r traditionelle als auch neue Gescha ftsmodelle 

sorgen. Üm die Wahlmo glichkeiten der KonsumentInnen nicht unno tig einzuschra nken, sollte dabei 

gerade in Zeiten des technischen Fortschritts und der Digitalisierung immer wieder u berpru ft 

werden, welche bestehenden Regularien noch notwendig sind und welche gelockert werden ko nnen. 

Eine unreflektierte Ausdehnung bestehender Regularien auf neue Gescha ftsmodelle erscheint dabei 

ebenso wenig sinnvoll wie eine vollsta ndige Liberalisierung ohne dabei relevante Aspekte z.B. der 

Sicherheit oder des Verbraucherschutzes zu beru cksichtigen.  

Als grundsa tzliche Maxime zielfu hrender Regulierung sollte keine bestimmte Gruppe von 

Gescha ftsmodellen – nicht die traditionellen, aber auch nicht die neuen, digitalen – von der Politik 

                                                                    

6 Siehe u.a.: www.wienerzeitung.at/nachrichten/politik/oesterreich/2004247-Schieder-gegen-EÜ-Einstimmigkeit-bei-

Steuerthemen.html 
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vorzugsweise geschu tzt, sondern die wettbewerblichen Rahmenbedingungen im Sinne der 

Verbraucher und des Wohlstands der gesamten Volkswirtschaft ausgestaltet werden. 
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